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Antrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, Florian von Brunn, 
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Arif Taşdelen, Klaus Adelt, Horst Arnold, 
Inge Aures, Michael Busch, Martina Fehlner, Christian Flisek, Harald Güller, 
Volkmar Halbleib, Alexandra Hiersemann, Annette Karl, Natascha Kohnen, Ruth 
Müller, Florian Ritter, Stefan Schuster, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann SPD 

LGBTIQ* in Ungarn massiv unter Druck – Menschenrechtsverletzungen der 
Orbán-Regierung stoppen und europäische Grundwerte verteidigen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag nimmt mit Sorge zu Kenntnis, dass das ungarische Parlament ein Gesetz 
verabschiedet hat, das Minderjährigen den Zugang zu Informationen über Homosexu-
alität, Transsexualität und Geschlechtsumwandlungen verbietet. 

Der Landtag stellt fest, dass das LGBTIQ*-feindliche Zensurgesetz gegen EU-Recht 
verstößt und sieht diesen Angriff auf die Grundrechte von LGBTIQ* als unvereinbar mit 
den Europäischen Werten. Die staatliche Diskriminierung von LGBTIQ*-Personen in 
Ungarn ist mit der Resolution 17/19 des UN-Menschenrechtsrats zu Menschenrechten, 
sexueller Orientierung und sexueller Identität unvereinbar. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf bundes- und europapolitischer Ebene 
sowie in ihren bilateralen Beziehungen zu Ungarn und zum Franz-Josef-Strauß-Preis-
träger Viktor Orbán für ein Bekenntnis zu den Menschenrechten und für eine Verbes-
serung der Situation von LGBTIQ* in Ungarn einzusetzen und in diesem Sinne 

 die sofortige Rücknahme des ungarischen Gesetzes einzufordern und sich in ge-
eigneter Weise dafür einzusetzen, 

 dass die EU-Kommission als Hüterin der europäischen Verträge die Verletzung von 
europäischem Recht durch die Aussetzung oder Kürzung von EU-Mitteln sanktio-
niert. 

 

 

Begründung: 

Das mit den Stimmen der Regierungspartei Fidesz von Viktor Orbán und der rechtsra-
dikalen Jobbik beschlossene Gesetz in Ungarn sieht ein Verbot von Büchern, Filmen 
und anderen Inhaltsträgern vor, die Kindern und Jugendlichen als Aufklärungspro-
gramme zugänglich sind und für einen respektvollen Umgang mit LGBTIQ*-Menschen 
sensibilisieren. Darüber hinaus soll jede Art von Werbung verboten werden, in der Ho-
mosexuelle oder Transsexuelle als Teil einer Normalität erscheinen. Das Zensurgesetz 
stellt einen Angriff auf die Rechte der LGBTIQ*-Community dar und hat die Anerken-
nung der LGBTIQ*-Gruppe in Ungarn de facto abgeschafft. 

Das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ schrieb bereits im Dezember 2019, dass in Vik-
tor Orbáns Regierung „Homophobie fester Bestandteil der Staatsideologie“ sei. 

Die EU-Kommission droht Ungarn wegen der Verabschiedung des LGBTIQ*-feindli-
chen Zensurgesetzes mit Sanktionen. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen: 
„Dieses ungarische Gesetz ist eine Schande.” Ein Sprecher der Kommission betonte, 
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dass die Kommission einen klaren Standpunkt zu Diskriminierung habe und sich ver-
pflichtet fühle, die Ungleichheiten und Probleme anzugehen, mit denen es Lesben, 
Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle und queere Menschen in Europa zu tun hätten. 
Sollte die EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten, könnte dies dann 
mit einem Urteil des Europäischen Gerichtshofes enden. 

Die Rechte von LGBTIQ*-Personen sind Menschenrechte. Jede Nation hat die Pflicht, 
lesbische, schwule, bi-, trans- und intersexuelle sowie queere Personen vor Diskrimi-
nierung zu schützen. 



 

18. Wahlperiode 13.07.2021 Drucksache 18/17595 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bay-
ern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfü-
gung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 
Florian von Brunn u.a. SPD 
Drs. 18/16833 

LGBTIQ* in Ungarn massiv unter Druck - Menschenrechtsverletzungen der 
Orbán-Regierung stoppen und europäische Grundwerte verteidigen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Markus Rinderspacher 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 42. Sitzung am 13. Juli 
2021 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Tobias Gotthardt 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 
Florian von Brunn, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Arif Taşdelen, Klaus Adelt, 
Horst Arnold, Inge Aures, Michael Busch, Martina Fehlner, Christian Flisek, 
Harald Güller, Volkmar Halbleib, Alexandra Hiersemann, Annette Karl, Natascha 
Kohnen, Ruth Müller, Florian Ritter, Stefan Schuster, Diana Stachowitz, Ruth 
Waldmann SPD 

Drs. 18/16833, 18/17595 

LGBTIQ* in Ungarn massiv unter Druck – Menschenrechtsverletzungen der 
Orbán-Regierung stoppen und europäische Grundwerte verteidigen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Meine Damen und Herren, ich rufe den Tagesord-

nungspunkt 3 auf:

Abstimmung über einen Antrag, zu dem Einzelabstimmung beantragt wurde

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, Florian von 

Brunn u. a. (SPD)

LGBTIQ* in Ungarn massiv unter Druck - Menschenrechtsverletzungen der 

Orbán-Regierung stoppen und europäische Grundwerte verteidigen 

(Drs. 18/16833) 

Eine Aussprache findet nicht statt. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Der fe-

derführende Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-

ziehungen empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen dem Ausschussvotum 

dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 

Fraktionen der GRÜNEN, der SPD und der FDP. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. 

– Das sind die FREIEN WÄHLER, die CSU, die AfD und die beiden fraktionslosen Ab-

geordneten. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.
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